
Gesellschafsseerterag deer

STATIONÄRES HOSPIZ SCHWÄBISCH HALL gGmbH  
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§ 1   Fierma, Sitz und Daueer

1. Die Firma der Gesellschaf lautett „Statonäres Hospiz Schwäbisch Hall GmbH (gemeinnützig)“.

2. Sitz der Gesellschaf ist Schwäbisch Hall.

3. Die Gesellschaf wird aus unbestmmte Zeit errichtet.

§ 2   Gegenstand, Zweck, Perinzipien und Leitbild deer Gesellschaf

1. Gegenstand und Zweck der gemeinnützigen Gesellschaf im Rahmen ihres caritatvv
diakonischen und gesellschaflichen Aufrages ist die Unterstützung hilssbedürfiger  enschen 
durch den nachsolgend beschriebenen Betrieb eines statonären Hospizes.

2. Der Gesellschafszweck wird insbesondere verwirklicht durcht

a. die statonäre Ausnahme, würdevolle Versorgung und Begleitung schwerstkranker und 
sterbender  enschen;

b. das Anbieten von Hilse und Begleitung sür die Zuv und Angehlörigen der Sterbenden, um 
klörperliches und seelisches Leid zu lindern, Überlastungen abzubauen und berechtgte 
Erwartungen soweit als mlöglich zu ersüllen.
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3. Die Gesellschaf kann alle Geschäfe tätgen, die den Zweck des Unternehmens slördern. Sie 
dars insbesondere gleichartge oder ähnliche Unternehmen in seder zulässiger Rechtssorm 
errichten, erwerben, vertreten oder sich an solchen Unternehmen beteiligen.

4. Die Gesellschafer sind sich in solgenden Prinzipien, welche die Arbeit des Hospizes 
bestmmen, einigt

a. Die gesamte Tätgkeit des Hospizes ist daraus ausgerichtet, Sterbende aus ihrem letzten 
Weg zu begleiten. Es soll ihnen helsen, bis zum Tod so aktv wie mlöglich zu leben.

b. Die Gesellschafer betonen den Wert des Lebens und betrachten das Sterben als einen zum 
Leben gehlörigen Prozess.

c. Der Tod wird weder beschleunigt noch hinausgezlögert. Aktve Sterbehilse bzw. Tlötung aus 
Verlangen sowie Beihilse dazu, ist ausgeschlossen.

d. Das Hospiz ist aus die palliatve Versorgung ausgerichtet. Physische, psychische, soziale und 
spirituelle Schmerzen werden bestmlöglich gelindert.

e. In die Fürsorge sind psychologische, religilöse und spirituelle Aspekte integriert. Die 
Gesellschafer werden Kooperatonsverträge mit den evangelischen Kirchenbezirken im 
Landkreis Schwäbisch Hall sowie mit dem Katholischen Dekanat Schwäbisch Hall zum 
Zwecke der Absicherung der religilösen Betreuungsbedürsnissen von Hospizpatenten 
abschließen.

s. Die Zuv und Angehlörigen ersahren Hilse bei der Bewältgung der sie belastenden 
Situatonen.

5. Die Gesellschafer nehmen sich gegenseitg in die Pficht und werden bis zur Erlöfnung des 
Hospizes aus der Grundlage der vorgenannten Prinzipien ein Leitbild erstellen, welches 
insbesondere verbindliche Aussagen über Kultur und innere Organisatonsprinzipien sowie 
über Ausnahmekriterien, Führen der Warteliste und weiteres regelt. Ohne Leitbild kann das 
Hospiz nicht erlöfnet werden.

§ 3   Gemeinnützigkeit

1. Die Gesellschaf versolgt ausschließlich und unmitelbar mildtätge Zwecke im Sinne des 
Abschnits „Steuerbegünstgte Zwecke“ der Abgabenordnung. Sollte die Abgabenordnung in 
der Weise geändert werden, dass der mit dem Gesellschafszweck versolgte Zweck nicht mehr 
als gemeinnützig anerkannt wird, so hat das zuständige Organ der Gesellschaf den Zweck / 
Unternehmensgegenstand so abzuändern, dass die Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit 
ersüllt sind.

2. Die Gesellschaf ist selbstlos tätg; sie versolgt nicht in erster Linie eigenwirtschafliche Zwecke.

3.  itel der Gesellschaf dürsen nur sür die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Gesellschafer erhalten keine Zuwendungen oder Gewinnanteile aus  iteln der Gesellschaf. 
Es dars keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaf sremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstgt werden.

2



§ 4   Stammkapital, Geschäfsanteile

1. Das Stammkapital der Gesellschaf beträgt Euero 100.000,00
(in Wortent Einhundertausend €).

2. Aus das Stammkapital wird seweils ein Geschäfsanteil in Hlöhe von Euero 20.000,00 (in Wortent 
Zwanzigtausend €) übernommen wie nachsolgend dargestelltt Gesellschafer sind (se 1 Anteil 
im Wert von se Euro 20.000,00 – in Worten Zwanzigtausend €)

Evangelisches Diakoniewerk Schwäbisch Hall eV   20.000,00 €
(Geschäfsanteil Nr. 1) 

Landkreis Schwäbisch Hall KdlöR   20.000,00 € 
(Geschäfsanteil Nr. 2)

Stfung Hospital zum Heiligen Geist, Schwäbisch Hall löR               20.000,00 € 
(Geschäfsanteil Nr. 3)

Krebsverein Schwäbisch Hall eV   20.000,00 € 
(Geschäfsanteil Nr. 4)

Katholisches Dekanat Schwäbisch Hall KdlöR                                     20.000,00 €
(Geschäfsanteil Nr. 5)

3. Die Geschäfsanteile sind in Geld zu leisten und in voller Hlöhe sosort sällig.

4. Natürliche Personen klönnen nicht Gesellschafer sein.

5. Die evangelischen Kirchenbezirke Schwäbisch Hall, Blauselden, Crailsheim und Gaildors klönnen 
zu  einem  späteren  Zeitpunkt  mit  einem  Geschäfsanteil  von  insgesamt  20.000,00  € 
Gesellschafer werden. Der Landkreis Hohenlohe kann sich zu einem späteren Zeitpunkt mit 
einem Geschäfsanteil von 20.000,00 € beteiligen.
 it Zustmmung von  zwei  Driteln der Gesellschafer klönnen weitere Gesellschafer in die 
Gesellschaf eintreten.   it  dem  Beitrit von  weiteren  Gesellschafern  erhlöht  sich  das  
Stammkapital entsprechend.

6. Für den Fall, dass die Gesellschaf einen Abmangel erwirtschafet, sehen sich die Gesellv
schafer entsprechend dem Bruchteil ihrer Gesellschafsanteile in der Nachschusspficht, 
soweit der Abmangel nicht aus der Sonderfnanzierungszusage des Krebsverein Schwäbisch 
Hall e.V. (50.000,00 € p.a. sür vier Jahre) und aus den vom Flörderverein eingeworbenen 
Spenden gedeckt werden kann.

§ 5   Geschäfssaher

Das erste Geschäfssahr der Gesellschaf ist ein Rumpswirtschafssahr und läuf vom Abschluss 
dieses Gesellschafervertrages bis zum solgenden 31. Dezember. Danach ist das Geschäfssahr 
der Gesellschaf das Kalendersahr.

§ 6   Geschäfssüherung und Veerteretung

1. Die Gesellschaf hat einen oder mehrere Geschäfssührer.
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2. Sind mehrere Geschäfssührer bestellt, gibt sich die Geschäfssührung eine Geschäfsordnung, 
die den Geschäfsverteilungsplan umsassen soll. Die Geschäfsordnung ist von der 
Gesellschaferversammlung zu genehmigen.

3. Die Geschäfssührung hat sedem Gesellschafer aus Verlangen unverzüglich Auskunf über die 
Angelegenheiten der Gesellschaf zu geben und die Einsicht in geschäfliche Daten, Bücher 
und Schrifen zu gestaten. Die Geschäfssührung dars die Auskunf und Einsicht verweigern, 
wenn zu besorgen ist, dass der Gesellschafer sie zu gesellschafssremden Zwecken verwenden 
und dadurch der Gesellschaf oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil zusügen wird. Die Rechtmäßigkeit der Verweigerung ist durch 
Beschluss der Gesellschaferversammlung sestzustellen.

4. Die Rechte und Pfichten der Geschäfssührung ergeben sich aus dem Gesetz, diesem 
Gesellschafsvertrag, den Beschlüssen der Gesellschaferversammlung und aus der 
Geschäfsordnung sür die Geschäfssührung sowie aus dem seweiligen Anstellungsvertrag.

5. Die Geschäfssührung hat die lausenden Geschäfe der Gesellschaf nach  aßgabe der 
gesetzlichen Bestmmungen, des Gesellschafsvertrags und etwaiger Weisungen der 
Gesellschaferversammlung unter eigener Verantwortung zu sühren.

6. Ist nur ein Geschäfssührer bestellt, so vertrit er die Gesellschaf allein. Sind mehrere 
Geschäfssührer bestellt, so wird die Gesellschaf durch seweils zwei Geschäfssührer 
gemeinschaflich oder durch einen Geschäfssührer in Gemeinschaf mit einem Prokuristen 
vertreten.

7. Jedem Geschäfssührer kann durch Beschluss der Gesellschaferversammlung 
Einzelvertretungsbesugnis und Besreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt 
werden, sodass er die Gesellschaf bei Rechtsgeschäfen mit sich selbst oder mit sich als 
Vertreter eines Driten vertreten kann.  it Rücksicht aus Zuschussgeber ist die Besreiung nur 
sür den konkreten Einzelsall zulässig, eine generelle Besreiung ist ausgeschlossen. Der 
Beschluss bedars einer  ehrheit von zwei Driteln der abgegebenen Stmmen.

8. Bei Abschluss, Änderung oder Beendigung von Anstellungsverträgen mit Geschäfssührern 
wird die Gesellschaf durch den Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung durch den 
stellvertretenden Vorsitzenden der Gesellschaferversammlung nach  aßgabe der Beschlüsse 
der Gesellschaferversammlung vertreten.

9. Die vorstehenden Regelungen gelten sür Liquidatoren entsprechend. Wird die Gesellschaf 
nach § 66 Abs. 1 GmbHG von den bisherigen Geschäfssührern liquidiert, so besteht deren 
konkrete Vertretungsbesugnis auch als Liquidatoren sort.

§ 7   Jaheresabschluss, Eergebnisseerwendung

1. Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinnv und Verlustrechnung, Anhang und – soweit ersorderlich v 
der Lagebericht) ist von der Geschäfssührung innerhalb der gesetzlichen Fristen auszustellen, 
zu unterzeichnen und den Gesellschafern zum Zwecke der Feststellung vorzulegen. Im 
Lagebericht sind der Geschäfsverlaus und die Lage der Gesellschaf so darzustellen, dass ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitelt wird.
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2. Die Gesellschafer haben innerhalb der gesetzlichen Fristen über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung zu beschließen. Für die Verwendung des 
Jahresergebnisses gelten die gesetzlichen Bestmmungen.

3. Der Jahresabschluss ist durch einen Abschlussprüser gemäß §§ 316 f. HGB zu prüsen. 
Anschließend ist zeitnah eine Gesellschaferversammlung einzuberusen und dieser der 
Jahresabschluss mit Prüfericht des Abschlussprüsers zur Genehmigung vorzulegen.

4. Sosern eine Prüsung des Jahresabschlusses durch einen Abschlussprüser gemäß § 316 f. HGB 
nicht zwingend vorgeschrieben ist, ist der Jahresabschluss von einem von der 
Gesellschaferversammlung zu bestellenden Wirtschafsprüser oder vereidigten Buchprüser 
oder Fachabteilungen der Stadt Schwäbisch Hall und des Landkreises Schwäbisch Hall aus 
Kosten der Gesellschaf zu prüsen. 

§ 8   Gesellschafeerseersammlung / Voersitz

1. Die ordentliche Gesellschaferversammlung fndet sährlich innerhalb von zwei  onaten nach 
Ausstellung des Jahresabschlusses stat. Außerordentliche Gesellschaferversammlungen sind 
abzuhalten, wenn eine Beschlusssassung der Gesellschafer ersorderlich wird oder die 
Abhaltung einer Gesellschaferversammlung aus einem sonstgen Grund im Interesse der 
Gesellschaf liegt. Aus Antrag eines Gesellschafers oder aus Antrag der Geschäfssührung ist 
schriflich unter Angabe der Gründe und der gewünschten Tagesordnung die Einberusung 
einer außerordentlichen Gesellschaferversammlung vorzunehmen.

2. Eine außerordentliche Gesellschaferversammlung ist insbesondere dann unverzüglich 
einzuberusen, wenn

a. sich aus der Jahresbilanz oder aus einer im Lause des Geschäfssahres ausgestellten Bilanz 
ergibt, dass die Hälfe des Stammkapitals verloren ist, oder

b. die Bestellung eines Geschäfssührers widerrusen werden soll.

3. Gesellschaferversammlungen fnden am Sitz der Gesellschaf stat, sosern nicht sämtliche 
Gesellschafer der Abhaltung an einem anderen Ort zustmmen.

4. Die Gesellschaferversammlung wird durch die Geschäfssührung einberusen, wobei 
ungeachtet der Regelung der Geschäfssührungsv und Vertretungsbesugnis die Einberusung 
durch einen Geschäfssührer genügt.

5. Die Ladung zur Gesellschaferversammlung ersolgt schriflich unter  iteilung von Ort, Zeit 
und Tagesordnung. Der Ladung zur ordentlichen Gesellschaferversammlung (vgl. § 8 Abs. 1 
Satz 1) ist der Jahresabschlusses beizusügen. Die Ladungssrist beträgt sür die ordentliche 
Gesellschaferversammlung vier Wochen und sür außerordentliche Gesellschaferv
versammlungen zwei Wochen, wobei der Tag der Briesausgabe und der Tag der Versammlung 
nicht mitzuzählen sind.

6. Aus Form und Frist der Ladung zur Gesellschaferversammlung kann verzichtet werden, wenn 
alle Gesellschafer damit einverstanden sind. Wenn ein Gesellschafer bzw. dessen 
bevollmächtgter Vertreter bei einer Gesellschaferversammlung anwesend ist und sein 
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Einvernehmen mit der Durchsührung der Gesellschaferversammlung erklärt, kann er 
nachträglich keine Ladungsmängel geltend machen.

7. Die Gesellschaferversammlung wählt einen Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter. Die 
Amtszeit beträgt 5 Jahre vom Tag der Wahl an gerechnet.

8. Die Versammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden 
Vorsitzenden erlöfnet und geschlossen. Die Leitung der Verhandlung kann der Vorsitzende 
sedem der Gesellschafer übertragen.

9. Zu Beginn der Gesellschaferversammlung ist vom Vorsitzenden die Beschlusssähigkeit 
sestzustellen. Die Gesellschaferversammlung ist beschlusssähig, wenn mehr als die Hälfe der 
Gesellschafer, die mehr als die Hälfe des gesamten Stammkapitals vertreten, anwesend ist. 
Im Falle der Beschlussunsähigkeit ist bei der ordentlichen Gesellschaferversammlung 
innerhalb von vier Wochen und bei außerordentlichen Gesellschaferversammlungen 
innerhalb von zwei Wochen eine neue Gesellschaferversammlung mit gleicher Tagesordnung 
einzuberusen, die ohne Rücksicht aus das vertretene Stammkapital beschlusssähig ist, wenn 
hieraus in der Ladung hingewiesen worden ist.

10. In einer nicht ordnungsgemäß einberusenen Gesellschaferversammlung klönnen Beschlüsse 
nur gesasst werden, wenn das gesamte Stammkapital vertreten und seder Gesellschafer bzw. 
Vertreter mit der Beschlusssassung einverstanden ist. Gleiches gilt sür die Beschlusssassung 
über Anträge von Gesellschafern, die nicht spätestens drei Tage vor dem Tag der 
Gesellschaferversammlung in der sür die Einberusung vorgeschriebenen Weise angekündigt 
worden sind.1

11. Jeder Gesellschafer kann sich in den Gesellschaferversammlungen durch eine von ihm 
bevollmächtgte Person vertreten lassen, dessen Handlungsvollmacht keiner Beschränkung 
unterliegen dars. Die Vollmacht bedars der Schrifsorm.

12. An den Gesellschaferversammlungen nimmt in der Regel die Geschäfssührung teil. Ihr 
kommt kein Stmmrecht zu.

§ 9   Gesellschafeerbeschlüsse

1. Gesellschaferbeschlüsse werden mit einsacher  ehrheit der abgegebenen Stmmen gesasst, 
soweit nicht das Gesetz oder dieser Vertrag eine andere  ehrheit vorschreiben. 
Stmmenthaltungen werden nicht gezählt. Enthalten sich mehr als die Hälfe der anwesenden 
Gesellschafer der Stmme so ist die Beschlusssassung in dieser oder in der nächstolgenden 
Gesellschaferversammlung zu wiederholen.

2. Abgestmmt wird nach Klöpsen. Jeder Gesellschafer hat eine Stmme.

3. Über Gesellschaferbeschlüsse ist – soweit nicht eine notarielle Beurkundung statzufnden 
hat – ein schrifliches Protokoll über den Verlaus der Versammlung zu sertgen, in welchem

 

1    vgl. § 51 Abs. 4 GmbHG
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 Ort und Tag der Sitzung,
 die Teilnehmer,
 die Gegenstände der Tagesordnung,
 der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und
 die Beschlüsse der Gesellschaferversammlung anzugeben ist.

Die Gesellschaferversammlung bestmmt einen Schrifsührer.

Die Ausnahme/Erstellung des Protokolls kann der Geschäfssührung übertragen werden. Das 
Protokoll ist vom Vorsitzenden und ggss. vom Verhandlungsleiter sowie vom Schrifsührer zu 
unterzeichnen. Den Gesellschafern und der Geschäfssührung ist eine Abschrif des Protokolls 
zuzustellen. Die Gesellschafer klönnen innerhalb von vier Wochen nach Empsang des 
Protokolls eine Ergänzung oder Berichtgung des Protokolls schriflich verlangen. Das 
unwidersprochene oder ergänzte bzw. berichtgte Protokoll hat die Vermutung der Richtgkeit 
und Vollständigkeit.

4. Die Beschlüsse der Gesellschafer werden grundsätzlich in Versammlungen gesasst. Soweit alle 
Gesellschafer mit der betrefenden Form der Beschlusssassung einverstanden sind und 
soweit nicht zwingende Formvorschrifen bestehen, klönnen die Beschlüsse der Gesellschaf 
auch aus eine andere Art gesasst werden, vor allem

a. außerhalb von Gesellschaferversammlungen, insbesondere im RundvumvVersahren in 
schriflicher Form per Bries, Telesax oder Ev ail;

b. in kombinierten Versahren, insbesondere durch Kombinaton einer Versammlung einzelner 
Gesellschafer mit einer – vorherigen, gleichzeitgen oder nachträglichen – Stmmabgabe 
der anderen Gesellschafer per Bries, Telesax oder Email.

Beschlüsse nach a) und b) sind einstmmig zu sassen. Wird Einstmmigkeit nicht erreicht, ist 
eine Gesellschaferversammlung einzuberusen.
Das Einverständnis mit der betrefenden Form der Beschlusssassung kann zusammen mit der 
Stmmabgabe erteilt werden.

5. Beschlüsse der Gesellschaferversammlung klönnen nur innerhalb einer Frist von zwei 
 onaten seit der Beschlusssassung angesochten werden. Die Ansechtungssrist ist nur gewahrt, 
wenn innerhalb dieser Frist die Klage erhoben wird. Zur Erhebung der Klage ist seder 
Gesellschafer berechtgt.

6. Die Gesellschaferversammlung entscheidet über 2

a. den Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 und 292 
AktG,

b. die Übernahme neuer Ausgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des 
Unternehmensgegenstandes,

c. die Errichtung, den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen,
d. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Ergebnisses.

2    vgl. Vorschrifen des § 103 a GemO Baden Würtemberg
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§ 10   Beierat

1. Die Gesellschaferversammlung kann die Einrichtung bzw. Auflösung eines Beirats 
beschließen. Die Gesellschaferversammlung kann auch eine Regelung trefen, aus welchen 
Personen sich der Beirat zusammensetzt und wie gegebenensalls deren Wahl zu ersolgen hat. 
Der Beirat soll mindestens süns  itglieder haben, darunter einen von den Bediensteten der 
von der Gesellschaf betriebenen Einrichtung bestmmten Vertreter, ein Vertreter der 
ambulanten Hospizdienste sowie ein Vertreter der evangelischen Kirchenbezirke im Landkreis 
Schwäbisch Hall.

2. Der Beirat berät die Gesellschaferversammlung und die Geschäfssührung bei der Versolgung 
der in den §§ 2 und 3 genannten Ziele. Die Gesellschaferversammlung wird die Ausgaben des 
Beirats im Falle der Berusung genauer sestlegen, wobei der Beirat nur beratende Funkton 
haben dars. Zustmmungsvorbehalte klönnen dem Beirat nicht eingeräumt werden.

3. Der Beirat ist durch die Geschäfssührung zu unterstützen und mit den sür die Wahrnehmung 
seiner Ausgaben ersorderlichen Insormatonen zu versorgen. Der Beirat kann 
Tagesordnungspunkte sür die Gesellschaferversammlungen benennen und dort durch ein 
 itglied des Beirats begründen.

4. Die Beiratsmitglieder gehlören dem Beirat in der Regel sür eine Amtszeit von vier Jahren an; die 
Ernennung kann sederzeit von dem zur Ernennung berechtgten Organ oder Gremium 
widerrusen werden. Eine erneute Ernennung ist zulässig.

5. Der Beirat wählt aus seiner  ite einen Vorsitzende und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

6. Der Beirat ist ehrenamtlich tätg.

7. Die  itglieder des Beirats sind über alle internen Angelegenheiten der Gesellschaf, die ihnen 
bei Wahrnehmung ihrer Ausgaben zur Kenntnis gelangen, zur Verschwiegenheit verpfichtet.

8. Der Beirat konsttuiert sich durch Wahl eines Vorsitzenden und dessen Stellvertreters. 
Verantwortlich sür die Konsttuierung ist das an Jahren älteste  itglied des Beirats. Die vierv
sährige Amtszeit beginnt mit dem Tag der Konsttuierung. Der Beirat gibt sich eine eigene 
Geschäfsordnung, die die Vorgaben der Gesellschaferversammlung ergänzt. Der Beirat soll 
mindestens zweimal sährlich einberusen werden.

9. Beschlusssassung und Protokollierung richten sich nach den sür die Gesellschaferv
versammlung geltenden Vorschrifen. Das Protokoll der Sitzung soll innerhalb von vier Wochen 
dem Vorsitzenden der Gesellschaferversammlung und der Geschäfssührung zugehen.

§ 11   Veeräußeerung des Beteriebes deer Gesellschaf und Abteretung odeer Veeräußeerung son      
Geschäfsanteilen

1. Die Veräußerung von Teilen des Betriebs oder des gesamten Betriebs sowie die Veräußerung 
von Gesellschafsanteilen dürsen nur an als steuerbegünstgt anerkannte Einrichtungen 
ersolgen. Dazu ist ein einstmmiger Zustmmungsbeschluss der Gesellschafer ersorderlich. 
Gleiches gilt hinsichtlich der Belastung von Geschäfsanteilen.
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2. Beabsichtgt ein Gesellschafer die Veräußerung seines Geschäfsanteils, so hat er diesen 
zunächst durch eingeschriebenen, an die Gesellschaf zu richtenden Bries den übrigen 
Gesellschafern anzubieten.

3. Am Geschäfsanteil eines Gesellschafers steht den übrigen Gesellschafern seweils ein 
Vorkaussrecht zu.  achen die übrigen Gesellschafer von diesem Vorkaussrecht Gebrauch, so 
erwerben sie den Gesellschafsanteil im Verhältnis ihrer bisherigen Beteiligungen zueinander.

§ 12   Ausscheiden aus deer Gesellschaf, Einziehung son Geschäfsanteilen, Abfndung

1. Jeder Gesellschafer kann mit einer Frist von zwlöls  onaten zum Ende des Geschäfssahres 
seinen Austrit aus der Gesellschaf erklären, srühestens sedoch süns Jahre nach Gründung. Die 
Erklärung hat gegenüber der Gesellschaf mit eingeschriebenem Bries zu ersolgen. Durch eine 
solche Kündigung und den damit verbundenen Austrit aus der Gesellschaf wird diese nicht 
ausgellöst.

2. Die Einziehung von Geschäfsanteilen ist mit Zustmmung des betrofenen Gesellschafers 
zulässig. Keiner Zustmmung bedürsen der Ausschluss und die Zwangseinziehung von 
Geschäfsanteilen in solgenden Fällent

a. Wenn über das Vermlögen des Gesellschafers ein Insolvenzversahren erlöfnet oder 
mangels  asse abgewiesen wird.

b. Bei Psändung eines Geschäfsanteils durch den Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollstreckung.

c. Bei Austrit aus der Gesellschaf oder wenn in der Person des betrofenen Gesellschafers 
ein wichtger Grund gegeben ist, der eine Fortsetzung des Gesellschaf unter seiner 
Beteiligung als untragbar erscheinen lässt. Solche wichtgen Gründe liegen insbesondere 
dann vor, wenn der Gesellschafer durch seine Person oder durch sein Verhalten die 
Interessen der Gesellschaf nachweislich und wiederholt oder in besonderes 
schwerwiegendem  aße verletzt, indem er gegen wesentliche Treuepfichten gegenüber 
der Gesellschaf oder anderen Gesellschafern verstlößt. Das Verhalten des Vertreters eines 
Gesellschafers ist dem Gesellschafer zuzurechnen.

3. Die Einziehung gemäß Absatz 2 entällt, wenn das Insolvenzversahren oder die 
Zwangsvollstreckung in den Geschäfsanteil vor der Beschlusssassung ausgehoben wird. Die 
Beschlusssassung dars nicht ersolgen, bevor dem betrofenen Gesellschafer eine 
angemessene Frist zur Abwendung dieser Versahren gewährt wird und diese Frist abgelausen 
ist.

4. Die Vergütung des eingezogenen Geschäfsanteils bestmmt sich nach dem Buchwert.

5. Ab den in Zifer 2 genannten Ereignissen, im Falle der Pfichtverletzung (Absatz 2 d) ab dem 
Zeitpunkt des Einziehungsbeschlusses der Gesellschaferversammlung hat der betrofene 
Gesellschafer in der Gesellschaferversammlung kein Stmmrecht. Die Beschlüsse der 
Gesellschaferversammlung betrefend die Einziehung von Geschäfsanteilen bedürsen der 
Einstmmigkeit der Gesellschafer, wobei der betrofene Gesellschafer kein Stmmrecht hat.
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6. Anstelle der Einziehung kann die Gesellschaferversammlung die Übertragung aus einen von 
ihr zu benennenden neu eintretenden Gesellschafer beschließen.

7. Der ausscheidende Gesellschafer ist nach Wahl der verbleibenden Gesellschafer verpfichtet, 
seinen Geschäfsanteil an die verbleibenden Gesellschafer selbst oder an einen von diesen zu 
benennenden Driten abzutreten. Bis zum Ausscheiden kann er seine Gesellschaferrechte 
ausüben. Der kündigende Gesellschafer erhält bei seinem Ausscheiden den Buchwert seiner 
Kapitaleinlage. Wurden Sacheinlagen geleistet, ist nach Wahl der Gesellschaf die Sacheinlage 
zurück zu gewähren oder der Buchwert der Sacheinlage zu leisten.

8. Die Gesellschaf hat das Recht, wenn ihre Liquiditätslage dies ersordert, die als Folge der 
Einziehung zurückzuerstatenden Einlagen in hlöchsten süns gleichen Jahresraten zu zahlen.

§ 13   Auflösung deer Gesellschaf

1. Bei der Auflösung der Gesellschaf oder bei Wegsall steuerbegünstgter Zwecke entscheidet  
die  Gesellschaferversammlung  über  die  Verteilung  der  Vermlögensmasse  oder  der 
Fortührung des Betriebes. Wird der ersorderliche  ehrheitsbeschluss nicht herbeigesührt, so 
sällt  das  Vermlögen  der  Gesellschaf,  soweit  es  die  eingezahlten  Kapitalanteile  der 
Gesellschafer  und  den  Buchwert  der  von  den  Gesellschafern  geleisteten  Sacheinlagen 
übersteigt,  an  den  Krebsverein  Schwäbisch  Hall  e.V.  mit  Sitz  in  Schwäbisch  Hall,  der  es 
ausschließlich und unmitelbar sür gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.

2. Im Falle der Auflösung ersolgt die Liquidaton durch die Geschäfssührung, soweit die 
Gesellschaferversammlung nicht anderes beschließt. Die Liquidatoren klönnen von den 
Beschränkungen des § 181 BGB besreit werden.

3. Der Auflösungsbeschluss ist durch Gesellschaferversammlung mit einer  ehrheit von drei 
Viertel der Stmmen zu sassen.

4. Die Gesellschafer erhalten bei Auflösung der Gesellschaf oder bei Wegsall steuerbegünstgter 
Zwecke den Buchwert ihrer Geschäfsanteile zurück. Wurden Sacheinlagen geleistet, ist nach 
Wegsall der Gesellschaf die Sacheinlage oder deren Buchwert zu leisten.

5. Die Auflösung der Gesellschaf ist zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

§ 14   Anzeigepflicht gegenübeer deer zuständigen Finanzbehöerde

Beschlüsse über Änderungen des Gesellschafervertrags sowie die Auflösung oder Umwandlung 
der Gesellschaf sind der zuständigen Finanzbehlörde anzuzeigen. Beschlüsse über Änderungen 
des Gesellschafervertrags dürsen erst gesasst werden, wenn die zuständige Finanzbehlörde 
vorher bestätgt hat, dass durch die Gesellschafsvertragsänderungen die Steuerbegünstgung 
der Gesellschaf nicht berührt wird. Soweit ersorderlich werden die Änderungen erst mit 
Genehmigung der seweiligen Aussichtsbehlörden der Gesellschafer wirksam. 
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§ 15   Ändeerungen des Veerterags

1. Änderungen des Gesellschafsvertrags bedürsen einer  ehrheit von drei Vierteln der Stmmen 
in der Gesellschaferversammlung und der notariellen Beurkundung. Die Änderung des 
Gesellschafsvertrags ist zu Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

2. Die kirchlichen Gesellschafer dürsen Vertragsänderungen nur mit Genehmigung der 
seweiligen Oberaussicht zustmmen. Im Falle des evangelischen Kirchenbezirks ist das der 
Evangelische Oberkirchenrat, des katholischen Dekanats das Bischlöfiche Ordinariat.

§ 16   Bekanntmachungen

Die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Gesellschaf ersolgen nur im 
elektronischen Bundesanzeiger.

§ 17   Geründungsauswand, Kosten

Die Gesellschaf trägt den Gründungsauswand (Kosten der Beurkundung, der Eintragung im 
Handelsregister, sonstge Rechtsv und Steuerberatungskosten) bis zum Betrag von Euro 2.500,00. 
Darüber hinausgehende Gründungskosten tragen die Gesellschafer seweils in Hlöhe des 
Verhältnisses ihrer Gesellschafsanteile zueinander.

§ 18   Schlussbestmmungen

Die Unwirksamkeit einzelner Bestmmungen des Vertrags lässt die Wirksamkeit des 
Gesellschafsvertrags im Übrigen unberührt, soweit Treu und Glauben nicht zwingend 
entgegenstehen. In einem solchen Fall ist die ungültge Bestmmung durch Beschluss der 
Gesellschaferversammlung so zu ersetzen, dass der mit der ungültgen Bestmmung 
beabsichtgte wirtschafliche und rechtliche Zweck erreicht wird. Dasselbe gilt, wenn bei der 
Durchsührung des Gesellschafsvertrags eine ergänzungsbedürfige Lücke ofenbar wird.
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